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Abkürzungsverzeichnis

GrünhutsZ	 Zeitschrift für das Privat- und Öffentliche Recht der Gegenwart 
(abgekürzt nach ihrem Herausgeber Carl Samuel Grünhut)

KNN	 Künstliche neuronale Netzwerke
LLM(s)	 Large Language Model(s) (= künstliche neuronale Netzwerke 

mit deutlich mehr als 1 Milliarde Parametern, die im Bereich 
der Sprachverarbeitung eingesetzt werden)

ML-Algorithmen	 Algorithmenmodelle, bei deren Erstellung oder Verbesserung 
Methoden des maschinellen Lernens eingesetzt werden

Auf die Wiedergabe allgemein gebräuchlicher Abkürzungen wird verzichtet. Er-
gänzend wird auf Kirchner, Hildebert, Abkürzungsverzeichnis der Rechtssprache, 
10. Aufl., 2021 Berlin verwiesen.





Einleitung

A. Einführung in die Problematik

Die unter dem Begriff E-Government zusammengefassten Bemühungen, 
die Geschäftsprozesse der Verwaltung mit Hilfe elektronischer Informations- 
und Kommunikationstechniken zu modernisieren,1 haben sich in den letzten 
Jahrzehnten im Wesentlichen auf die Digitalisierung der Infrastruktur, der 
Arbeitshilfen und der Kommunikation konzentriert (vgl. beispielsweise 
§§ 3a, 37 Abs. 2, 41 Abs. 2a, 71e VwVfG). Der noch in der Rechtsinforma-
tik2 der 1960er, 70er und 80er Jahre verfolgte Ansatz, den Technikeinsatz 
zumindest auch zur (teilweisen) Automation der Verwaltung zu nutzen,3 
spielte kaum eine Rolle.4

Im Zuge des verstärkt in die öffentliche Wahrnehmung gerückten allge-
meinen Trends hin zum Einsatz von Algorithmen in allen Lebensbereichen5 
als Teil der digitalen Transformation, wurde auch die Rechtsinformatik ver-
gangener Jahrzehnte unter dem neuen Marketingnamen Legal Tech wieder-
entdeckt.6 Obwohl viele Legal Tech-Anwendungen für den privaten Rechts-
markt (insbesondere große Kanzleien und Rechtsabteilungen großer Unter
nehmen)7 konzipiert werden, kam es im Zusammenhang mit dieser Entwick-
lung auch zu einem Wiedererwachen der Automatisierungsbemühungen in 
der Verwaltung.

So wurde das „Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens“ 
vom 18.07.20168 zum Anlass genommen, die Möglichkeit des vollständig 
automatisierten Erlasses von Verwaltungsakten nicht nur im Besteuerungs-
verfahren, sondern in allen Verfahrensordnungen ausdrücklich zu verankern 

1  Vgl. v. Lucke/Reinermann, E-Government, S. 1.
2  Vgl. für weitere Ausführungen zur Geschichte der Rechtsinformatik Gräwe, 

Rechtsinformatik, S. 1 ff.
3  Zu diesem konzeptionellen Ausgangspunkt der Rechtsinformatik beispielsweise 

Fiedler, JuS 1971, 228 (228 f.).
4  Ähnlich Britz, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann/Voßkuhle, Grundlagen, 

Bd. 2, 2. Aufl., § 26 Rn. 60; Groß, VerwArch 95 (2004), 400 (408 f.).
5  Hoffmann-Riem, in: Ders., Big Data, 11 (11 ff.).
6  Grupp, in: Hartung/Bues/Halbleib, Legal Tech, 259 (Rn. 1104).
7  Fiedler/Grupp, DB 2017, 1071 ff.
8  In Kraft getreten am 01.01.2017, BGBl. I 2016, S. 1679.
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(vgl. § 35a VwVfG9, § 155 Abs. 4 AO und § 31a SGB X). Die Automatisie-
rung von Steuerbescheiden ist nur der Anfang. Auch in anderen Sachgebieten 
ist in der näheren Zukunft mit einer vollständigen Verfahrensautomation zu 
rechnen. Besonders naheliegend ist sie in anderen unechten Massenverfah-
ren10 mit standardisierten Bescheiden (Rente, Anwohnerparkausweis, Kin-
dergeld, BAföG-Leistungen, Glücksspielrecht etc.).11 Bei der internetbasier-
ten Fahrzeugzulassung ist eine vollständige Automation bereits in großen 
Teilen umgesetzt und eine schrittweise Erweiterung geplant.12 Ebenso findet 
sich in § 10a des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags (RBStV)13 nunmehr die 
Möglichkeit, einen Rundfunkbeitragsbescheid vollständig automatisiert zu 
erlassen.14

Die Änderungen im Recht und in der Rechtswirklichkeit werfen eine Viel-
zahl neuer Fragen auf und alte Fragen sind unter den geänderten Vorausset-
zungen neu zu beantworten. Dazu soll diese Dissertation einen Beitrag leis-
ten, indem sie das Verhältnis der Verwaltungsautomation zu Spielräumen der 
Verwaltung untersucht. Die Thematik ist von besonderer Relevanz, da Ver-
waltungsspielräume teilweise als eine Art natürliche Grenze der Automation 
angesehen werden. Auch dem neu eingefügten § 35a VwVfG liegt auf den 
ersten Blick diese Bewertung zugrunde.15 Damit aber wären weite Teile der 
Verwaltungstätigkeit pauschal von der Möglichkeit einer Automation ausge-

9  In den Verwaltungsverfahrensgesetzen der Länder wurde der neue § 35a in Bay-
ern, Bremen und Thüringen noch nicht umgesetzt. In Schleswig-Holstein findet sich 
die Vorschrift unter § 106a VwVfG.

10  Der Ausdruck „Massenverfahren“ bedeutet im allgemeinen Verwaltungsrecht 
ein Verfahren, bei dem mehr als 50 Personen beteiligt sind (vgl. §§ 17–19, 69 Abs. 2 
und 74 Abs. 5 VwVfG). Vorliegend sollen aber Verfahren behandelt werden, bei de-
nen eine Vielzahl gleichartiger Einzelverfahren durchgeführt wird. Zur Vermeidung 
von Missverständnissen wird dafür die Terminologie „unechte Massenverfahren“ 
verwendet. Dazu H. Schmitz, in: Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, § 17 Rn. 6.

11  Guckelberger, DÖV 2021, 566 (570); Lorze, NVwZ 2021, 1657 (1659); Mar-
tini/Nink, DVBl. 2018, 1128 (1128 f).

12  BMVI, Internetbasierte Fahrzeugzulassung, abrufbar unter: https://www.bmvi.
de/SharedDocs/DE/Artikel/StV/Strassenverkehr/internetbasierte-fahrzeugzulassung.
html, Stand: 01.04.2023; eine rechtliche Einordnung findet sich bei Albrecht/Kehr/
Freigang, DAR 2019, 555 (557 ff.).

13  Eingeführt mit Wirkung zum 01.06.2020 durch den 23. Rundfunkänderungs-
staatsvertrag (RÄndStV) vom 10.12.2019.

14  Guckelberger, DÖV 2021, 566 (571 f.) sowie VG Frankfurt, Urteil vom 
09.09.2020  – 3 K 616/17, Juris Rn. 27 ff. zur möglichen Rechtswidrigkeit eines vor 
Erlass des § 10a RBStV maschinell erstellten Rundfunkbeitragsbescheides.

15  BT-Drs. 18/8434, S. 122; in diese Richtung bereits der Beirat Verwaltungsver-
fahrensrecht beim BMI, NVwZ 2015, 1114 (1115), der allerdings die Möglichkeit 
einer antizipierten Ausübung anspricht.

https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/StV/Strassenverkehr/internetbasierte-fahrzeugzulassung.html
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/StV/Strassenverkehr/internetbasierte-fahrzeugzulassung.html
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/StV/Strassenverkehr/internetbasierte-fahrzeugzulassung.html
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nommen und die behutsame Fortentwicklung teilweise blockiert.16 Ob Ver-
waltungsspielräume jedoch wirklich eine Grenze der Automation sind bzw. 
sein sollen, wird im Verlauf dieser Untersuchung aus rechtlicher, rechtstheo-
retischer und technischer Perspektive kritisch überprüft. Je nach Ergebnis 
besteht das Potenzial, die Möglichkeiten der Verwaltungsautomation auszu-
dehnen. Bevor allerdings damit begonnen werden kann, Ergebnisse zu ermit-
teln, soll der Gang der Untersuchung dargestellt werden.

B. Gang der Untersuchung

Die Untersuchung gliedert sich in vier Teile:
Im 1. Teil werden die Grundlagen der Verwaltungsautomation herausgear-

beitet. Zunächst wird der Gegenstand der Untersuchung genauer bestimmt, 
indem die Verwaltungsautomation begrifflich auf den automatisierten Erlass 
von Verwaltungsakten eingegrenzt wird. Sodann werden die technischen 
Grundlagen für die weitere Untersuchung erarbeitet. Es werden Begriffe und 
Differenzierungen eingeführt und erläutert, die im späteren Verlauf der Un-
tersuchung dazu dienen, die Verwaltungsautomation auch aus einer techni-
schen Perspektive strukturiert darstellen und differenziert bewerten zu 
können. Im nächsten Schritt werden die rechtlichen Grundlagen der Verwal-
tungsautomation behandelt. Der Schwerpunkt liegt dabei auf dem An
wendungsbereich und Regelungsgehalt der gesetzlichen Vorschriften zu auto-
matisiert erlassenen Verwaltungsakten im VwVfG, der AO und dem SGB X 
sowie dem hoheitlichen Einsatz maschinellen Lernens im Rahmen der Ver-
waltungsautomation.

Im 2. Teil werden Verwaltungsspielräume umfassend aus historischer, dog-
matischer und rechtstheoretischer Perspektive behandelt. Die unterschiedli-
chen Perspektiven sollen dabei nicht isoliert nebeneinanderstehen, sondern 
sich wechselseitig bedingen. So dient die zunächst eingenommene historische 
Perspektive dazu, später überprüfen zu können, ob die herausgearbeiteten 
dogmatischen Differenzierungen möglicherweise nicht nur einer Eigenratio-
nalität folgen, sondern auch das Produkt einer pfadabhängigen Entwicklung 
sind. Die dogmatischen Differenzierungen werden im zweiten Schritt er-
schlossen, indem das aktuell herrschende Verständnis von Verwaltungsspiel-
räumen herausgearbeitet wird. Die dabei gefundenen Ergebnisse sind wiede-
rum Gegenstand der sich anschließenden Überprüfung aus rechtstheoretischer 
Perspektive. Zunächst werden die gefundenen dogmatischen Binnendifferen-
zierungen durch den Vergleich mit Alternativkonzepten kritisch überprüft 

16  Ähnlich Eifert, E-Government, S. 126 f.


